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Vorwort 

Das Vorwort bietet dem Verfasser Raum, um (nach G. W. F. HegeP) 
äußerlich und subjektiv von der Schrift, der es vorangeschickt ist, zu 
sprechen. 

Die Anregungsinformation (als auslösendes Moment für die subjektive 
Basisentscheidung, gerade das gewählte Thema zu bearbeiten) habe ich 
bei der Lektüre der Literaturangaben zu Abschnitt IV ("Wirtschaftspoli-
tische Aufgaben, Möglichkeiten und Ziele der regionalen und lokalen 
Regierungsinstanzen") im fünften Kapitel von Herbert Gierschs "Allge-
meine Wirtschaftspolitik"! bekommen. Literatur über ,wirtschaftspoli-
tische Aufgaben der Gemeinden' ist dort nahezu keine angegeben. Dies 
erweckte in mir die Vermutung, daß die Gemeinden als wirtschaftspoli-
tische Entscheidungszentren in der Wissenschaft bisher kaum Aufmerk-
samkeit gefunden haben. Weitere Nachforschungen nach literarischem 
Niederschlag zu diesem Gegenstandsbereich erhärteten diese Vermutung 
und führten zu einem Ergebnis, das demjenigen, zu dem Lampert gekom-
men ist, ähnelt: " . .. die Gemeinde als Träger, Organ und Objekt der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik" war "bisher kein zentrales wirtschafts-
wissenschaftliches U n tersuchungso bj ekt"3• 

Durch diese periphere wissenschaftliche Behandlung war meine wissen-
schaftliche Neugier, wenn man so will, geweckt. Sie zu befriedigen, be-
durfte es der Beseitigung nicht geringer Widerstände verschiedenster Art. 
Im übrigen scheinen allerdings derartige Widerstände nicht nur bei einer 
Behandlung der Gemeinde als wirtschaftspolitisches Entscheidungs-
zentrum zu bestehen; vielmehr sind sie anscheinend beispielsweise auch 
bei allgemein kommunalpolitischen Untersuchungen vorhanden. Wie 
anders sollte sonst die Aussage von Theodor Eschenburg gewertet werden, 
daß er mehrfach versucht habe, Studenten für Doktorarbeiten über die 

1 Hege!, Georg Wilhelm Friedrich: Grundlinien der Philosophie des Rechts, 
neu herausgegeben von Georg Lasson, Philosophische Bibliothek, Band 124, 
Leipzig 1911, S.17. 

2 Giersch, Herbert: Allgemeine Wirtschaftspolitik, Erster Band, Grundlagen, 
in: Die Wirtschaftswissenschaften, Hrsg. E. Gutenberg, Wiesbaden 1960, S. 267 
(künftig zitiert: Allgemeine Wirtschaftspolitik I). 

3 Lampert, Heinz: Die Gemeinde als Untersuchungsobjekt in den Wirt-
schaftswissenschaften, in: Kommunalwissenschaftliche Forschung, Mit Bei-
trägen von Werner Bockelmann u. a., hrsg. von Wolfgang Haus, Schriftenreihe 
des Vereins für Kommunalwissenschaften e. V. Berlin, Bd. 12, Stuttgart- Ber-
lin - Köln - Mainz 1966, S. 209 ff., hier S. 230. 
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Kommunalpolitik einzusetzen, einige zunächst auch ,angebissen', mit 
einer Ausnahme aber alle das Rennen aufgegeben hätten4? 

Die vorliegende Arbeit ist, wie jede wissenschaftliche Arbeit, keine 
ausschließliche Leistung ihres Verfassers. So sind in die Arbeit neben die 
durch Zitate gewürdigten Vorleistungen anderer auch Kenntnisse einge-
gangen, die ich in Seminaren und Vorlesungen meiner akademischen 
Lehrer sammeln konnte. 

Bei ihnen möchte ich mich aufrichtig bedanken. Gerne erinnere ich mich 
auch der Diskussionen, die ich insbesondere am Beginn der Arbeit mit 
meinem früheren Kollegen, Herrn Dr. Gerhard Kleinhenz, geführt habe. 

Robert Schneider 

4 Eschenburg, Theodor: Zur politischen Praxis in der Bundesrepublik, Band 
II, Kritische Betrachtungen 1961 - 1965, München 1966, S. 133. 
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Einleitung 

A. Gegenstand. Ziel und Methode der Untersuchung 

Gegenstand der vorliegenden Untersuchung ist die multifunktionale 
Organisation Gemeinde, und zwar als wirtschaftspolitisches Entschei-
dungszentrum, das durch Entscheidungsprozesse gekennzeichnet wird. 
Dabei wird eine konkrete Situation, die Verhältnisse in der Bundes-
republik Deutschland, zugrunde gelegt. 

Das Ziel der Arbeit ist, wie (nach unserer Auffassung) allgemein das 
Ziel wissenschaftlicher Bemühungen, auf das Erkennen eines Gegen-
standsbereiches gerichtet: Die gemeindliche Wirtschaftspolitik in ihrer 
Verursachung durch menschliche Entscheidungen soll untersucht werden. 
Auf die wirtschaftspolitischen Entscheidungen der zuständigen gemeind-
lichen Entscheidungsorgane, als Wurzel der gemeindlichen Wirtschafts-
politik, richtet sich also unser Interesse. 

Das Phänomen der wirtschaftspolitischen Entscheidung der Entschei-
dungsorgane wird, als tragendes Element, in den Mittelpunkt unserer 
Bemühungen gestellt. Die Feststellung, daß die Wirtschaftspolitik im 
allgemeinen und die gemeindliche Wirtschaftspolitik im besonderen auf 
die Entscheidungen der zuständigen Entscheidungsorgane zurückzufüh-
ren ist, ist nicht neu. Dennoch finden sich bis in die jüngste Zeit in der 
Fachliteratur Vorstellungen, die den Eindruck erwecken, als ob es sich 
bei der Wirtschaftspolitik um eine zwangsläufige, mechanistisch-deter-
minierte Entwicklung handle. Mit Hilfe des entscheidungsorientierten 
Ansatzes gelingt es, deterministische Vorstellungen (die beispielsweise 
Grundlagen der Gedankengänge von Karl Marx sind) zu überwinden. 

Die Methode, das Finden des Weges zum Ziel der Untersuchung, wird 
von den dem Gegenstand eigentümlichen Schwierigkeiten gefordert. Die 
Komplexität des Untersuchungsgegenstandes verlangt, die Erkenntnisse 
verschiedener Wissenschaftsdisziplinen (wie der Wirtschaftswissenschaft, 
der Rechtswissenschaft, der Wissenschaft von der Politik, der Soziologie, 
der Psychologie) miteinander zu verbinden. Insofern kann unser Vor-
haben als ,interdisciplinary approach' angesehen werden. Diese Durch-
brechung disziplinärer Schranken ist nach unserer Ansicht eine unerläß-
liche Notwendigkeit, wenn wir zu empirisch gehaltvollen Aussagen über 
die Gemeinde als wirtschaftspolitisches Entscheidungszentrum kommen 
wollen1• 
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Das Ziel der Arbeit wird dadurch zu erreichen versucht, daß der 
Gegenstandsbereich durch ein nach logischen Prinzipien geordnetes Ge-
füge empirisch-kognitiver Sätze erfaßt und abgebildet wird. Solche Sätze 
(Aussagen) sollen uns über die Beschaffenheit der realen Gegenstände der 
erfahrbaren Wirklichkeit in einer Weise informieren, daß über die Frage 
hinaus nach dem, was vorliegt, auch eine Antwort darauf gegeben werden 
kann, warum die Sachverhalte so oder so sind. 

Die Untersuchung wird also auf die (Zusammenhänge) klärende, 
deskriptive und systematisierende Darstellung (unter Benutzung theo-
retischer Erkenntnisse) beschränkt. Grundsätzlich besteht nicht die Ab-
sicht, Probleme, die zur gesetzlichen Regelung anstehen (de lege ferenda), 
in die Arbeit in entsprechender Weise mit einzubeziehen. So bleiben 
Fragen, die sich auf die Finanzreform, insbesondere die Gemeindefinanz-
reform2, die Neuordnung der Verwaltungsgrenzen und die kommunale 

1 In dem allgemeinen Gehalt dieser Aussage wissen wir uns mit Giersch 
einig: Giersch, Herbert: Allgemeine Wirtschaftspolitik I, a.a.O., S. 21 f. Vgl. 
auch: Köttgen, Arnold: Die Gemeinde als Gegenstand wissenschaftlicher For-
schung, in: AfK, 1. Jg./1962, 1. Halbjahresband, S. 3 ff., hier S.17 ff. 

2 Einen gedrängten historischen Überblick bis zum Jahre 1957 über die 
finanzwissenschaftliche Diskussion des permanenten Problems von Gemeinde-
finanz- bzw. -steuerreformen gibt Horster, Robert: Die Reform des deutschen 
Gemeindesteuersystems, Finanzwissenschaftliche Forschungsarbeiten, N. F. 
Heft 16, hrsg. von G. Schmölders, Berlin 1958, S. 11 ff.; vgl. auch das noch heute 
vielzitierte Gutachten von Popitz, Johannes: Der künftige Finanzausgleich 
zwischen Reich, Ländern und Gemeinden, Gutachten, erstattet der Studien-
gesellschaft für den Finanzausgleich, Berlin 1932. Vgl. zum Problemkreis der 
Gemeindefinanzreform aus der Vielzahl der Veröffentlichungen ferner: Gut-
achten des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium der Finanzen, 
Zur gegenwärtigen Problematik der Gemeindefinanzen (abgeschlossen am 
11. Juli 1959), Köln 1959; Görg, Hubert: Geschichtliche Entwicklung und gegen-
wärtige Problematik des kommunalen Finanzsystems, in: Kommunale Finan-
zen, Schriftenreihe der Hochschule Speyer, Bd. 8, Stuttgart 1960, S. 7 ff.; Heckt, 
Wilhelm: Zur Gemeindefinanzreform, in: DÖV, 15. Jg., März 1962, Heft 6, S. 
207 ff.; Schriftenreihe der Forschungsstelle der Friedrich-Ebert-Stiftung: Kom-
munale Finanzreform, Hannover 1962; Schriftenreihe des Forschungsinstituts 
der Friedrich-Ebert-Stiftung: Zur Finanzreform in der Bundesrepublik 
Deutschland, Tatsachen, Probleme und Möglichkeiten, Hannover 1964; Döring, 
Ewald: Kritische Analyse der Vorschläge zur Gemeindesteuerreform, Diss. 
Frankfurt/M. 1964 (vgl. auch die dort angeführte Literatur); Kommission für 
die Finanzreform, Gutachten über die Finanzreform in der Bundesrepublik 
Deutschland, Stuttgart- Köln- Berlin- Mainz 1966; Die Finanzreform und die 
Gemeinden, Mit einer Einführung von Fritz Neumark und Beiträgen von Wil-
helm Heckt u. a., Schriftenreihe des Vereins für Kommunalwissenschaften e. V. 
Berlin, Bd. 14, Stuttgart- Berlin- Köln- Mainz 1966; Institut "Finanzen und 
Steuern", Die große Finanzreform- Gutachten -,Heft 80, Bonn 196ß; Karl-
Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzahler (Hrsg.): Kommunale Finanz-
reform, Stellungnahme zu den Vorschlägen der Sachverständigenkommission 
für die Finanzreform, o. 0. (Wiesbaden) 1967; Littmann, Konrad, unter Mit-
arbeit von Peter Halm, Dorothea Moock und Christa Littmann-Steding: Die 
Gestaltung des kommunalen Finanzsystems unter raumordnungspolitischen 
Gesichtspunkten, Veröffentlichungen der Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung, Abhandlungen, Bd. 50, Hannover 1968, S. 48 ff., S. 91 ff. 
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Gebietsreform3 beziehen, grundsätzlich unberücksichtigt. Auch die Be-
antwortung der Fragen, ob wirtschaftspolitische Entscheidungen ge-
meindlicher Entscheidungsorgane mit einer angestrebten optimalen 
räumlichen Ordnung vereinbar sind oder wenn nicht, durch welche Ände-
rungen des bestehenden Zustandes bessere Ergebnisse erzielt werden 
könnten, muß in dieser Arbeit offenbleiben4 • 

Die Behandlung der beispielhaft angeführten Probleme würde, nach 
unserer Ansicht, größtenteils über den durch das Thema gesteckten 
Rahmen hinausgehen. Außerdem möchten wir Aussagen, die mit Pro-
blemen der Gemeinden zusammenhängende Reformen fordern, den Ver-
tretern der an solchen Neuregelungen dieser Sachverhalte Interessierten 
bzw. den Wissenschaftlern überlassen, die beauftragt sind, entsprechende 
Gutachten zu erstellen oder die sich bei ihrer wissenschaftlichen Tätig-
keit etwa nach der Maxime von Karl Marx richten, daß es darauf an-
kommt, die Welt zu verändern. 

Wenn normative Aussagen nicht zu umgehen sind, werden wir uns be-
mühen, sie als unsere Auffassung kenntlich zu machen. 

B. Aufbau der Untersuchung 

Da der Untersuchungsgegenstand höchst komplex ist, soll, bevor wir 
uns der Untersuchung selbst zuwenden, im Interesse der Übersichtlich-
keit der dabei zu beschreitende Weg skizziert werden. 

3 Über die im Zusammenhang mit der Verwaltungsneugliederung auftreten-
den Fragen liegt ein umfangreiches Schrifttum vor. Die folgenden Literatur-
angaben können daher nur eine Auswahl darstellen: Die Raumordnung in der 
Bundesrepublik Deutschland, Gutachten des Sachverständigenausschusses für 
Raumordnung, Stuttgart 1961; Bahrdt, Hans Paul: Die Gemeinde in der Indu-
striegesellschaft, Köln 1962, S. 35 ff.; Isbary, Gerhard: Raumordnung und terri-
toriale Verwaltungsgliederung, in: Raumordnung und kommunale Selbstver-
waltung, o. 0. o. J. (1962), S. 59 ff.; Deutscher Gemeindetag und Deutscher Land-
kreistag (Hrsg.): Die Region als neue Raumordnungseinheit, o. 0. 1964; Weber, 
Werner: Entspricht die gegenwärtige kommunale Struktur den Anforderungen 
der Raumordnung? Empfehlen sich gesetzgeberische Maßnahmen der Länder 
und des Bundes? Welchen Inhalt sollten sie haben? Gutachten für den 45. Deut-
schen Juristentag, in: Verhandlungen des Fünfundvierzigsten Deutschen Juri-
stentages, Karlsruhe 1964, hrsg. von der Ständigen Deputation des Deutschen 
Juristentages, Bd. I (Gutachten), Teil 5, München und Berlin 1964 (vgl. auch die 
umfangreichen Literaturangaben in dieser Abhandlung); Kommunale Ge-
meinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung, Zwischengemeindliche Zu-
sammenarbeit 11, Ergänzung und Weiterführung, Köln 1966, S. 39 ff.; Bewe-
runge, Lothar: Das Ende der Zwerggemeinden, Nordrhein-Westfalen macht 
Fortschritte beim Schaffen lebensfähiger Kommunen, in: FAZ, D-Ausgabe, 
vom 24. August 1967, Nr. 195, S. 2. 

4 Vgl. dazu beispielsweise: Storbeck, Dietrich: Die wirtschaftliche Problema-
tik der Raumordnung, Eine Untersuchung über Notwendigkeit, Ziele und Mittel 
der Raumordnung im System der Marktwirtschaft, Volkswirtschaftliche Schrif-
ten, hrsg. von J. Broermann, Heft 47, Berlin 1959, insbes. S. 82 f. (künftig zitiert : 
Die wirtschaftliche Problematik der Raumordnung). 

2 Schneider 


